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Was bringt eine Zentralisierung gemeindlicher Verwaltungsstrukturen? – 
Befunde aus Fallstudien in sachsen-anhaltischen Kommunen 
Die „richtige“ gemeindliche Organisationsform  
– ein Faktor im Wettbewerb der Städte und 
Gemeinden 
Städte  und  Gemeinden  stehen  untereinander  im 
Wettbewerb um Unternehmen und Einwohner. Um 
in diesem Wettbewerb bestehen zu können, müs-
sen die Kommunen bei der Gestaltung ihrer Lei-
stungsangebote  den  Anforderungen  der  Effizienz 
und der Effektivität Rechnung tragen. Effizienz be-
deutet, daß die Leistungen zu möglichst geringen 
Kosten angeboten werden. Effektivität ist gegeben, 
wenn  die  kommunalen  Leistungsangebote  best-
möglich  den  Präferenzen  der  Bürger  und  Unter-
nehmen entsprechen. 
Effizienz und Effektivität der kommunalen Lei-
stungserbringung hängen von den siedlungsstruk-
turellen,  wirtschaftlichen  sowie demographischen 
Bedingungen und auch von der jeweils gewählten 
gemeindlichen Organisationsform ab. 
Der  vorliegende  Beitrag  soll  zur  Klärung  der 
Frage beitragen, welche Vor- und Nachteile ver-
schiedene  gemeindliche  Organisationsformen  je-
weils aufweisen, und zwar am Beispiel des Landes 
Sachsen-Anhalt.63  Für  dieses  Bundesland  ist  die 
Frage nach der „richtigen“ Aufstellung der kommu-
nalen  Ebene  derzeit besonders relevant, weil die 
Landesregierung plant, eine grundlegende Reform 
der Gemeindeebene in nächster Zeit in die Wege 
zu leiten.64 
                                                       
63  Die hier vorgestellten Befunde basieren auf einer gemein-
sam vom IWH und vom Lehrstuhl für Öffentliches Recht 
an  der  Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg  im 
Auftrag  der  sachsen-anhaltischen Landesregierung durch-
geführten  Untersuchung.  Vgl.  ROSENFELD,  M.  T.  W.; 
KLUTH,  W.  et  al.:  Zur  Wirtschaftlichkeit  gemeindlicher 
Verwaltungsstrukturen  in  Sachsen-Anhalt.  Gutachten  im 
Auftrag des Ministeriums des Innern des Landes Sachsen-
Anhalt.  –  Endversion  des  Abschlußberichts  (19.  Juni 
2007).  Institut  für  Wirtschaftsforschung  Halle  und  Lehr-
stuhl für Öffentliches Recht, Juristische und Wirtschafts-
wissenschaftliche  Fakultät  der  Martin-Luther-Universität 




Juni_2007.pdf, Zugriff am 02.10.2007. Das Gutachten wird 
in Kürze auch in der Sonderheft-Reihe des IWH publiziert. 
64  Vgl. LANDTAG VON SACHSEN-ANHALT: Fünfte Wahl-
periode.  Gesetzentwurf.  Landesregierung.  Entwurf  eines 
Begleitgesetzes  zur  Gemeindegebietsreform,  Drucksache 
5/902,  02.10.2007,  in:  http://www.landtag.sachsen-anhalt. 
Gemeindeorganisation aus Sicht der  
Föderalismusökonomik 
Die Föderalismusökonomik verfolgt das Anliegen, 
die Kosten und Nutzen von staatlichen Einheiten 
mit jeweils unterschiedlichem Grad an Föderalis-
mus bzw. Unitarismus zu ermitteln, um auf dieser 
Basis Hinweise für eine optimale staatliche Struk-
tur zu geben.65 Diese Frage wird zumeist auf un-
terschiedliche Organisationsformen von National-
staaten angewandt, sie läßt sich jedoch auch auf 
den Vergleich zwischen unterschiedlichen Organi-
sationsformen auf der Gemeindeebene übertragen. 
Auch Städte und Gemeinden können entweder fö-
derativ oder unitarisch organisiert sein. Eine föde-
rativ verfaßte Gemeinde verfügt über zwei Ebenen: 
eine mehr oder weniger starke Zentralgewalt, die 
für bestimmte Aufgaben zuständig ist, die für das 
gesamte Gemeindegebiet zu erledigen sind („Zen-
tralgemeinde“), und sogenannte „Mitgliedsgemein-
den“ mit Zuständigkeit für alle übrigen Gemeinde-
aufgaben. Die unitarisch verfaßte Gemeinde besitzt 
demgegenüber keine weitere Untergliederung. Alle 
Gemeindeaufgaben werden ausschließlich von der 
sogenannten  „Einheitsgemeinde“,  die für das ge-
samte Gemeindegebiet zuständig ist, erfüllt.66 
                                                                                     
de/intra/landtag3/ltpapier/drs/5/d0902lge_5.pdf, Zugriff am 
22.11.2007. 
65  Grundlegend hierzu und zu den folgenden Ausführungen: 
TIEBOUT, C. M.: A Pure Theory of Local Expenditures, 
in:  Journal  of  Political  Economy,  Vol.  64,  No. 5,  1956, 
pp. 416-424.  –  OATES,  W.  E.:  Fiscal  Federalism.  New 
York u. a. 1972. – OLSON, M.: The Principle of „Fiscal 
Equivalence“:  The  Division  of  Responsibilities  among 
Different Levels of Government, in: American Economic 
Review, Vol. 59, No. 2, 1967, pp. 479-487. – Vgl. zusam-
menfassend  auch  ZIMMERMANN,  H.:  Kommunalfinan-
zen. Eine Einführung in die finanzwissenschaftliche Ana-
lyse der kommunalen Finanzwirtschaft, Schriften zur öffent-
lichen  Verwaltung  und  öffentlichen  Wirtschaft,  163.  Ba-
den-Baden 1999, S. 25-58 sowie FREY, R.: Zwischen Fö-
deralismus  und  Zentralismus.  Ein  volkswirtschaftliches 
Konzept  des  schweizerischen  Bundesstaates.  Bern  und 
Frankfurt/M. 1977, hier insbesondere S. 26-39. Eine empi-
rische Untersuchung, die am Beispiel Deutschlands unter 
anderem  die  Effekte  einer  Dezentralisierung  im  Rahmen 
des  föderalen  Aufbaus  untersucht,  findet  sich in BLUM, 
U.; DUDLEY, L.: A Spatial Model of the State, in: Journal 
of  Institutional  and  Theoretical  Economics  (JITE)  Zeit-
schrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft,  147  (1991), 
S. 312-336. 
66  In  der  Realität  gibt  es  zahlreiche  Abstufungen  zwischen 
den beiden skizzierten idealtypischen und gleichsam „pola-
ren“ Modellen, vgl. hierzu weiter unten in diesem Beitrag. Wirtschaft im Wandel 1/2008  46
Zumeist wird davon ausgegangen, daß aus einer 
stärkeren  Bündelung  oder  Zentralisation  Vorteile 
hinsichtlich der Kosten der staatlichen Produktion 
oder Verwaltungstätigkeit entstehen können, unter 
anderem  aufgrund  von  Economies  of  Scale  und 
Economies of Scope. Zentralisation kann auch zur 
Begrenzung  räumlicher  Externalitäten  und  zur 
Ballung von Finanzkraft beitragen. Demgegenüber 
können die föderativ verfaßten staatlichen Organi-
sationen  Vorteile  im  Hinblick  auf  die  Transak-
tionskosten67,  die  präferenzgerechte  Versorgung 
mit öffentlichen Leistungen, das freiwillige bürger-
schaftliche Engagement für öffentliche Aufgaben 
(als  Ressource  zur  Senkung  der  Produktionsko-
sten) sowie die bürgerschaftliche Partizipation auf-
weisen. 
Bei einer Übertragung dieser Gedanken auf die 
beiden zuvor erläuterten Grundtypen der Gemeinde-
organisation  ergeben  sich  die  folgenden  Vermu-
tungen: 
Hinsichtlich der Effizienz der kommunalen Auf-
gabenerfüllung kommt es in Einheitsgemeinden im 
Vergleich zu föderativ organisierten Gemeinden in 
vielen  Bereichen  zu  niedrigeren  Produktionsko-
sten, weil die Nutzung von Größenvorteilen in Ein-
heitsgemeinden eher möglich wird, unter anderem 
auch durch einen flexibleren Einsatz von Arbeits-
kräften. Grundsätzlich könnte auch in einer föde-
rativ organisierten Gemeinde eine räumliche Kon-
zentration von Einrichtungen und/oder eine gemein-
same  Nutzung  von  Arbeitskräften  erfolgen.  Dies 
hat aber aufwendige Verhandlungen zwischen den 
Mitgliedsgemeinden zur Folge. Bei der Verwaltung 
i. e. S.  ergeben  sich  Kostenvorteile  der  Einheits-
gemeinden gegenüber den föderativ organisierten 
Gemeinden durch den Umstand, daß für eine Ein-
heitsgemeinde  je  Aufgabengebiet  nur  noch  eine 
kommunale Satzung erforderlich wird, während in 
einer  föderativ  organisierten  Gemeinde  für  jedes 
Aufgabengebiet und jede Mitgliedsgemeinde jeweils 
eine  Satzung  vorhanden  sein  muß.  Eine  grund-
sätzlich mögliche Vereinheitlichung von Satzun-
gen innerhalb der föderativ organisierten Gemein-
den wäre wiederum mit Abstimmungskosten ver-
bunden. 
Effizienzvorteile  der  föderativ  organisierten 
Gemeinden im Vergleich zu den Einheitsgemein-
den ergeben sich demgegenüber bei der Möglich-
                                                       
67  Solche Transaktionskosten können z. B. Kosten der Infor-
mation  über  örtliche  Problemlagen  und  politische  Pro-
gramme, Kosten der Abwanderung als Mittel zur negativen 
Sanktionierung politischer Entscheidungen betreffen. 
keit,  bürgerschaftliches  Engagement  und  freiwil-
lige Inputs der Bürger als Ressourcen zur Kosten-
senkung zu nutzen. In Einheitsgemeinden wird es 
vermutlich häufiger erforderlich sein, die gemeind-
lichen  Leistungen  durch  hauptamtliches  kommu-
nales Personal zu erbringen. Aufgrund des Wett-
bewerbs  zwischen  den  Mitgliedsgemeinden  (um 
Einwohner und Unternehmen) könnte man grund-
sätzlich annehmen, daß die Entscheidungsträger der 
Mitgliedsgemeinden  höhere  Anreize  als  die  Ent-
scheidungsträger von Einheitsgemeinden haben, für 
eine effiziente Leistungserbringung zu sorgen. Al-
lerdings hängt das Ausmaß dieser Anreize davon 
ab,  in  welchem  Umfang  die Mitgliedsgemeinden 
bzw. die Ebene der „Zentralgemeinde“ für bestimm-
te Leistungen jeweils zuständig sind. 
Vorteile  bei  der  Effektivität  der  kommunalen 
Aufgabenerfüllung ergeben sich für die Einheits-
gemeinden aufgrund der Möglichkeiten der Bal-
lung von Finanzkraft und der damit verbundenen 
Realisierung von Großprojekten. In den föderativ 
organisierten Gemeinden wäre dies mit hohen Ab-
stimmungskosten verbunden. Bei Infrastrukturpro-
jekten kann es in den föderativ organisierten Ge-
meinden entweder zur Zersplitterung der Angebote, 
zu  einem  Überangebot  aufgrund  der  Konkurrenz 
zwischen  den  Mitgliedsgemeinden  oder  zu  gar 
keinem Angebot (infolge der mit einer Einrichtung 
verbundenen räumlichen externen Effekte und der 
Möglichkeit  jeder  Mitgliedsgemeinde  zum  Tritt-
brettfahrerverhalten) kommen. 
Aber auch die föderativ verfaßten Gemeinden 
haben Vorteile bei der Effektivität der Leistungs-
erstellung.  Diese  können  sich  aufgrund  der  Mög-
lichkeit der Mitgliedsgemeinden ergeben, rasch und 
ortsnah (ohne lange Verwaltungswege) auf örtliche 
Veränderungen  zu  reagieren.  Ebenso  ist  zu  ver-
muten, daß die Entscheidungsträger der Mitglieds-
gemeinden  stärker  für  die  wirtschaftliche  Ent-
wicklung ihres jeweiligen Ortes engagiert sind als 
die Entscheidungsträger einer Einheitsgemeinde, die 
sich in erster Linie für das Gesamtgebiet der Ein-
heitsgemeinde einsetzen. Diese Vermutung basiert 
auf der örtlichen Verwurzelung und den geringe-
ren Kontrollkosten für die Bürger. Auch der Wett-
bewerb  zwischen  den  Mitgliedsgemeinden  kann 
dieses  Engagement  befördern.  Schließlich  ist  zu 
erwarten, daß in den föderativ verfaßten Gemein-
den aufgrund ihrer Untergliederung in Mitglieds-
gemeinden  oder  „Teilkollektive“  den  Wünschen 
der Bürger stärker als in Einheitsgemeinden ent-
sprochen wird und die Frustrationskosten in föde-Wirtschaft im Wandel 1/2008  47
Tabelle: 
Merkmale der im Bundesland Sachsen-Anhalt praktizierten Formen gemeindlicher Organisation – Einheits-
gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften 





eine einzige selbstständige Gemeinde; 
Ortsteile, die räumlich getrennt 
voneinander gelegen sind, können 
Ortschaften bilden und über eine 
Ortschaftsverfassung verfügen 




alle Aufgaben werden von der 
Einheitsgemeinde erfüllt; unter 
Umständen Delegation einzelner 
Aufgaben (z. B. Verschönerung  
des Ortsbilds oder Bewahrung  
des Brauchtums) an die Ortsteile 
die Gestaltung der meisten Aufgaben obliegt den 
Mitgliedsgemeinden (die verwaltungsseitige Ausführung 
liegt zumeist bei der Verwaltungsgemeinschaftsebene);  
einzelne Aufgaben können auf freiwilliger Basis der 
Verwaltungsgemeinschaftsebene übertragen werden 
Gemeinde- 
vertretung 
ein Gemeinderat  Gemeinderäte in allen Mitgliedsgemeinden der 
Verwaltungsgemeinschaft 
Bürgermeister  ein gewählter hauptamtlicher 
Bürgermeister 
gewählte ehrenamtliche Bürgermeister in allen 
Mitgliedsgemeinden 
Verwaltung  eine Verwaltung  eine Verwaltung auf der Verwaltungsgemeinschaftsebene,  
keine Verwaltungen in den Mitgliedsgemeinden; ein 
„Verwaltungsgemeinschaftsausschuß“, der für Ent-
scheidungen der Verwaltungsgemeinschaft zuständig ist 
Satzungen  einheitliche Satzung  Recht der einzelnen Mitgliedsgemeinden, Satzungen für 
ihren räumlichen Zuständigkeitsbereich zu erlassen. 
Quelle:  Darstellung des IWH. 
 
rativ  verfaßten  Gemeinden  demgemäß  niedriger 
als in Einheitsgemeinden ausfallen.68 
Die vorgestellten Vor- und Nachteile der föde-
rativen wie der unitarischen Organisation von Ge-
meinden sind mögliche Effekte, die sich aus der 
Theorie ableiten lassen. In der föderalismustheo-
retischen Debatte wird aber seit langem auch dar-
auf verwiesen, daß das zentralistische Modell eben-
so wie der föderative Wettbewerb in der Realität 
Effizienzmängel aufweisen können. Mithin fallen 
womöglich die empirischen Befunde zu Effizienz- 
und  Effektivitätsunterschieden  zwischen  zentrali-
sierten  und  föderativ  organisierten  Gemeindefor-
men  nicht  so  scharf  aus,  wie im ersten Moment 
vermutet werden könnte. Um so dringlicher ist es, 
durch  empirische  Untersuchungen  mehr  Licht  in 
diese Debatte zu bringen. 
                                                       
68  Vgl. hierzu den grundlegenden Artikel von PENNOCK, J. R.: 
Federal  and  Unitary  Government–Disharmony  and  Frus-
tration, in: Behavioural Sciences, IV (1959), pp. 147-157. 
Sachsen-Anhalt: Einheitsgemeinden als  
zentralisierte und Verwaltungsgemeinschaften 
als „föderative“ Organisationsform 
Im  Land  Sachsen-Anhalt,  auf  das  sich  die  hier 
vorgestellten  Untersuchungsergebnisse  beziehen, 
existieren bislang (Stand Januar 2008) zwei Orga-
nisationsformen:  die  Einheitsgemeinden  und  die 
Verwaltungsgemeinschaften (vgl. zu deren Merk-
malen die Tabelle). Einheitsgemeinden verkörpern 
tendenziell das zentralistische, Verwaltungsgemein-
schaften das föderative Modell gemeindlicher Or-
ganisation. 
Alle  in  der  kommunalen  Praxis  existierenden 
Organisationsformen, mithin auch jene in Sachsen-
Anhalt, stellen Mischformen dar, die von den zu-
vor diskutierten „idealtypischen“ Modellen abwei-
chen: So verfügen in den Verwaltungsgemeinschaf-
ten  nicht  die  einzelnen  selbständigen  Mitglieds-
gemeinden, sondern nur die Verwaltungsgemein-
schaftsebene über eine hauptamtliche Verwaltung. 
Umgekehrt ist es bei den Einheitsgemeinden in vie-
len Fällen üblich, daß räumlich getrennte Ortsteile 
über eine sogenannte Ortschaftsverfassung, einen Wirtschaft im Wandel 1/2008  48
Ortsbürgermeister und Ortschaftsräte verfügen. Die 
Aufgaben letzterer sind jedoch eng begrenzt. 
Den  Reformvorstellungen  der  Regierung  des 
Landes Sachsen-Anhalt zufolge soll für jene Ge-
meinden,  die bislang zu Verwaltungsgemeinschaf-
ten zusammengeschlossen sind, eine Zentralisation 
dergestalt realisiert werden, daß sie größtenteils zu 
Einheitsgemeinden transformiert werden. 
Das Design der empirischen Untersuchung 
Zur Frage der Effizienz von zentralistischen und 
föderativen Formen gemeindlicher Organisation in 
Sachsen-Anhalt  hat  das IWH vor kurzem bereits 
Untersuchungsergebnisse veröffentlicht, die auf der 
quantitativen  Analyse  kommunaler  Finanz-  und 
Personalstatistiken basierten.69 Diese Untersuchun-
gen haben gezeigt, daß im Vergleich von zentra-
lisierter  und  föderativer  Gemeindeform  signifi-
kante  Kostenvorteile  der  ersteren  Organisations-
form nicht belegt werden konnten. Dieser Befund 
wirft  die  Frage  nach  den  Ursachen  hierfür  auf. 
Außerdem lassen sich nicht alle Aspekte der Effi-
zienz  mit  Hilfe  der  statistischen  Daten  untersu-
chen. Weiterhin stellt sich die Frage, ob sich die 
Gemeindetypen, wenn nicht bei der Effizienz, so 
doch bei der Effektivität der Leistungserbringung 
unterscheiden. 
Vertiefende  Einsichten  zur  Effektivität  sowie 
zur Effizienz und zu den sie beeinflussenden Fak-
toren  verlangen,  solche  Aspekte  wie  die  Finanz-
kraftballung  sowie  die  Wahrnehmung  von  Mög-
lichkeiten zur Konzentration von Infrastrukturein-
richtungen und zur Nutzung bürgerschaftlichen En-
gagements  in  den  Blick  zu  nehmen.  Befunde  zu 
diesen  beispielhaft  genannten  Fragen  lassen  sich 
aber nur anhand von – über sekundärstatistisch ba-
sierte Analysen hinausgehende – vertiefenden Un-
tersuchungen  und  eigene  Erhebungen  gewinnen. 
Eine umfassende Primärerhebung ist allerdings mit 
einem erheblichen Aufwand verbunden. Daher ba-
siert der vorliegende Beitrag auf Fallstudien in aus-
gewählten  Verwaltungsgemeinschaften  und  Ein-
heitsgemeinden.70  Für  die  Fallstudien71  wurden 
                                                       
69  Vgl.  HAUG,  P.;  MICHELSEN,  C.:  Reform  kommunaler 
Verwaltungsstrukturen:  Zentralisierung  bringt  nicht  nur 
Effizienzvorteile, in: IWH, Wirtschaft im Wandel 11/2007, 
S. 403-413. 
70  An der Durchführung der Fallstudiengespräche waren, ar-
beitsteilig,  folgende  Mitglieder  des  Bearbeiterteams  des 
Gutachtens beteiligt: Prof. Dr. Winfried Kluth und Dr. Jana 
Nuckelt (Lehrstuhl für Öffentliches Recht an der Martin-
Luther-Universität Halle-Wittenberg); Dr. Peter Haug so-
Kommunen  ausgewählt,  deren  grundlegende  Or-
ganisationsform und territorialer Zuschnitt sich im 
Zeitraum der Jahre 1995 bis 2004 nicht wesentlich 
verändert haben. Ausnahmen bilden zwei Kommu-
nen, die ursprünglich als Verwaltungsgemeinschaf-
ten  firmierten  und  später  (zu  Beginn  der  2000er 
Jahre) in Einheitsgemeinden umgewandelt wurden 
(sogenannte  „Transformationsgemeinden“).  Diese 
Konstellation war und ist angesichts der oben er-
wähnten Absicht der sachsen-anhaltischen Landes-
regierung, die Verwaltungsgemeinschaften überwie-
gend in Einheitsgemeinden umzuwandeln, von be-
sonderem Interesse. 
Effizienzvorteile von Einheitsgemeinden bei 
Haushaltsplanung und Aufstellung von 
Satzungen 
Gemäß den oben vorgestellten theoretischen Über-
legungen  lassen  sich  Effizienzvorteile  der  Ein-
heitsgemeinden bei der Aufstellung der Haushalts-
pläne sowie bei der Aufstellung und Anwendung 
von Satzungen erwarten. 
Diese Hypothese konnte bereits mit den quan-
titativen Untersuchungen von Haug und Michelsen 
für  die  Bereiche  der  Finanz-  und  der  Hauptver-
waltung72  tendenziell  bestätigt  werden. Die Fall-
studienergebnisse  zeigen  in die gleiche Richtung 
und verdeutlichen zudem die Faktoren, die hinter 
der Kostensenkung stehen. Am Beispiel der Auf-
stellung der Haushaltpläne für das Jahr 2007 wurde 
in den Fallstudienkommunen erfragt, welcher An-
teil der Jahresarbeitszeit 2006 hierfür aufgewendet 
                                                                                     
wie die Autoren dieses Beitrags (Institut für Wirtschafts-
forschung  Halle,  Abteilung Stadtökonomik). Die im vor-
liegenden  Beitrag  wiedergegebenen  Befunde  stellen  eine 
analytische Aufbereitung auf der Grundlage der Gesprächs-
protokolle dar, die von den genannten Mitgliedern des Be-
arbeiterteams erstellt worden waren. Eine ausführliche Dar-
stellung der Befunde aus den Fallstudien ist in der Lang-
fassung des Gutachtens enthalten. 
71  Insgesamt wurden im Mai 2007 zehn Fallstudien durchge-
führt, davon je fünf in Einheitsgemeinden und fünf in Ver-
waltungsgemeinschaften. Die zehn Fallstudien beinhalteten 
19 leitfadengestützte Gespräche, an denen seitens der Kom-
munen  39  Personen  teilnahmen.  Zusätzlich  wurden  auch 
einzelne Daten primär erhoben. Den Gesprächspartnern in 
den  Fallstudienkommunen  gebührt  ein  sehr  herzlicher 
Dank für die Bereitschaft zur Durchführung der Gespräche, 
für die hierfür aufgewandte Zeit sowie für die Bereitstel-
lung einschlägiger Materialien. 
72  Der  Befund  zur  höheren  Kosteneffizienz  im  Bereich  der 
Hauptverwaltung betraf bei Haug und Michelsen die Ver-
waltungsgemeinschaften nach dem Modell „Gemeinsames 
Verwaltungsamt“, vgl. HAUG, P.; MICHELSEN, C., a. a. O., 
S. 409. Wirtschaft im Wandel 1/2008  49
Abbildung: 
Prozentualer Anteil der Jahresarbeitszeit 2006, den die Kämmerer von Fallstudienkommunen für die Auf-




























































































































Anmerkungen: Die Angaben in der Fallstudienkommune 3 beziehen sich auf die Aufstellung des Haushaltsplans 2006. Der in der Erhebung in der 
Fallstudienkommune 8 angegebene Wert war in einer Spanne von 15-20% angegeben, für die Zwecke der graphischen Darstellung wurde der Mittel-
wert aus den beiden Werten gebildet. Angaben für die Fallstudienkommunen 2 und 10 waren nicht verfügbar. 
Quellen: Erhebung im Rahmen der von IWH und MLU durchgeführten Fallstudien; Darstellung des IWH. 
werden mußte. Die Abbildung gibt die Ergebnisse 
der  Erhebung  bezogen  auf  den  Aufwand  der 
Kämmerer  wieder:  In  vier  von  fünf  Einheitsge-
meinden  wurde  der  Zeitaufwand  der  Kämmerer, 
der  für  die  Erstellung  des  Haushaltsplans  2007 
aufgewandt werden mußte, auf Werte beziffert, die 
zwischen 17% und 38% der Jahresarbeitszeit lie-
gen. In zwei der drei Verwaltungsgemeinschaften 
wurde der Aufwand demgegenüber auf 50% bezif-
fert.  Die  Werte  für  die  Fallstudienkommunen  5 
und 8 weisen jedoch darauf hin, daß es deutliche 
Abweichungen vom (erwarteten) Muster geringer 
(hoher) Zeitanteile in Einheitsgemeinden (Verwal-
tungsgemeinschaften) geben kann. 
Für  eine  der  untersuchten  Transformationsge-
meinden läßt sich zeigen, daß unter den Bedingun-
gen  der  Verwaltungsgemeinschaft  der  Leiter  der 
Kämmerei  noch  78%  der  Arbeitszeit  im  Zusam-
menhang mit der Aufstellung der Haushaltspläne 
aufwenden mußte, beim Haushalt 2006 waren es 
nur  noch  38%, wobei die Reduzierung des Zeit-
aufwands  nicht  mit  einer  Verlagerung  von  Auf-
wand auf das übrige Kämmereipersonal verbunden 
war. 
Die  Fallstudien  verdeutlichen  auch  die  hinter 
den Effizienzvorteilen liegenden Mechanismen. In 
einer  der  untersuchten  Verwaltungsgemeinschaf-
ten wurde darauf hingewiesen, daß es in den dorti-
gen Mitgliedsgemeinden Probleme mit der Recht-
mäßigkeit der Haushaltspläne gebe. Rechtliche Hin-
weise seitens der Verwaltung an die Mitgliedsge-
meinden würden häufig nicht oder erst nach Hin-
weisen  seitens  der  Kommunalaufsicht  beachtet. 
Dies kann als ein Indiz für erhöhte Transaktions-
kosten und Ineffizienzen gesehen werden. 
Auch bezüglich der Aufstellung von Satzungen 
außerhalb des Bereichs der Haushaltsplanung zeig-
ten die Interviews mit Vertretern der Verwaltungs-
gemeinschaften,  daß  es  dort  diesbezüglich  unge-
nutzte Effizienzreserven gibt, die die Vereinheit-
lichung der entsprechenden Regelungen betreffen. 
Einheitsgemeinden können mehr Flexibilität und 
Verringerung der Transaktionskosten bei  
Leistungen der Daseinsvorsorge erreichen 
Die Fallstudien deuten auch auf Vorteile der Ein-
heitsgemeinden im Sinne einer höheren Flexibilität 
und mehr Möglichkeiten zur Senkung von Trans-
aktionskosten  im  Zusammenhang  mit  der  Erstel-
lung von Leistungen der kommunalen Daseinsvor-
sorge  hin.  In  den  beiden  Kommunen,  die  den 
Wechsel zur Organisationsform der Einheitsge-
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wechsel  eine  Reduzierung  des  Personalbestands 
um jeweils rund ein Drittel realisiert. Diese Ergeb-
nisse dürfen aber nicht vorschnell verallgemeinert 
werden, sondern deuten nur auf eine Tendenz hin. 
Als Beispiel für Effizienzsteigerungen im Zuge 
des Übergangs zum Modell der Einheitsgemeinde 
wurde in beiden Transformationskommunen das 
Management  im  Bereich  Kindertagesstätten  ge-
nannt: die Einheitsgemeinde-Lösung ermögliche ver-
einheitlichte Entgelttarife für die Nutzer, ein Mehr 
an Flexibilität beim Personaleinsatz unter Vermei-
dung umständlicher Verrechnungen sowie die Ge-
währleistung von Vertretungen, etwa im Urlaubs-
fall.  Als  ein  weiterer  Bereich,  in  dem  Effizienz-
vorteile erzielt werden können, wurde in einer der 
Transformationskommunen  die  Beschaffung  von 
Ausrüstungen  für  die  Feuerwehren  genannt.  Das 
Einheitsgemeindemodell ermögliche eine gewisse 
Spezialisierung der einzelnen Ortswehren bei der 
Ausrüstung und die Vermeidung einer Mehrfach-
beschaffung gleichartiger Ausrüstungsgegenstände. 
Die  skizzierten  Effizienzvorteile  der  Einheits-
gemeinden können allerdings bei einer Umwand-
lung von Verwaltungsgemeinschaften in Einheits-
gemeinden durch gegenläufige Effekte überlagert 
werden. So wurden in einer der Transformations-
kommunen von den Mitgliedsgemeinden der da-
maligen  Verwaltungsgemeinschaft  kurz  vor  dem 
Übergang zur Einheitsgemeinde in Erwartung des 
Modellwechsels  hohe  Investitionen  getätigt,  die 
Rücklagen  verausgabt  und  mithin  entsprechende 
Folgekosten  erzeugt  (sogenannte  „Antizipations-
effekte“ der Gemeindereform). 
Fehlende Aufgabenübertragung an die 
Verwaltungsgemeinschaftsebene kann Effizienz 
mindern 
In der Tabelle wurde gezeigt, daß Mitgliedsgemein-
den von sachsen-anhaltischen Verwaltungsgemein-
schaften  freiwillig  Selbstverwaltungsaufgaben  an 
die Verwaltungsgemeinschaftsebene übertragen kön-
nen.  Dies  würde  eine  Zentralisierung  der  Erstel-
lung  kommunaler  Leistungen  bedeuten,  von  der 
ähnliche effizienzsteigende Effekte im Sinne von 
mehr  Flexibilität  und  geringeren Transaktionsko-
sten erwartet werden könnten, wie sie gerade ex-
emplarisch skizziert wurden. Die Gespräche in den 
Fallstudien-Verwaltungsgemeinschaften haben ge-
zeigt,  daß  diese  Möglichkeit  zur  Effizienzsteige-
rung  bis  zum  Zeitpunkt  der  Untersuchung  ganz 
überwiegend nicht genutzt worden ist. 
Unausgeschöpfte Potentiale zur Konzentration 
von Infrastrukturen auch in Einheitsgemeinden  
Ein bei Einheitsgemeinden (im Vergleich zu Ver-
waltungsgemeinschaften)  vermutetes  größeres  Po-
tential  für  eine  Effizienzsteigerung  durch  räum-
liche Konzentration von Infrastruktureinrichtungen 
erschließt sich, wie die Fallstudien gezeigt haben, 
keineswegs im Selbstlauf. Beim Bestreben, Infra-
strukturen räumlich zu konzentrieren, können Hin-
dernisse auftreten: Eine – aus Wirtschaftlichkeits-
erfordernissen  –  für  notwendig  gehaltene  räum-
liche Konzentration von Infrastruktureinrichtungen 
(z. B. von Kindertagesstätten) kann mit sozialpoli-
tisch  motivierten  Erwägungen  zur  ortsnahen  Be-
reitstellung dieser Einrichtungen konfligieren. Weil 
räumliche  Konzentration  stets  bedeutet,  daß  ein-
zelne Infrastruktureinrichtungen, also z. B. Kinder-
tagesstätten, geschlossen werden müssen und dies 
auch  mit  Mehrkosten  für  die  Bürger  verbunden 
sein  kann,  werden  in  den  Gemeindeparlamenten 
erhebliche Widerstände bemerkbar. 
Die  Fallstudien  haben  Hinweise  darauf  gege-
ben, daß auch in den Verwaltungsgemeinschaften 
ein  Druck  spürbar  ist,  Infrastruktureinrichtungen 
räumlich zu konzentrieren. Obwohl Effizienzpoten-
tiale  durch  Aufgabenübertragung  an  die  Verwal-
tungsgemeinschaftsebene überwiegend nicht genutzt 
werden, wird auch dort nach einer effizienteren Or-
ganisation der Daseinsvorsorge gesucht, etwa durch 
Übertragung von Aufgaben an freie Träger. 
Kommunale Leistungen, an denen die Mitglieds-
gemeinden von Verwaltungsgemeinschaften in be-
sonderem  Maß  festhalten,  betreffen  die  kommu-
nalen  Bauhöfe.  Dies  hängt  vermutlich  damit  zu-
sammen, daß das dort beschäftigte Personal sowie 
der  jeweilige  Maschinenpark  relativ  flexibel  für 
die Erledigung von örtlichen Aufgaben im Bereich 
der Infrastruktur eingesetzt werden können. Zudem 
ist mit dem Bauhof auch Prestige für den jeweili-
gen Bürgermeister verbunden. 
Ehrenamtliches Engagement kann Kosten 
senken 
Was die Bereitschaft zur Mandatsübernahme (Bür-
germeister, Mitglieder des Gemeinde- oder Ort-
schaftsrats) betrifft, ist diese laut Gesprächen so-
wohl in der zentralistisch als auch in den föderativ 
ausgestalteten  Fallstudienkommunen  im  großen 
und  ganzen  gegeben.  Problematisiert  wurde  aber 
mit Blick auf die Situation in Einheitsgemeinden 
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ren, aber nichts entscheiden könne. Es sei frustrie-
rend, wenn man als Ortsbürgermeister ein örtliches 
Anliegen nicht selbständig bewältigen dürfe. 
Bezüglich des ehrenamtlichen Engagements in 
der Freiwilligen Feuerwehr wurde in den Fallstu-
diengesprächen  auf  Nachwuchssorgen  hingewie-
sen,  die  ihre  Ursachen  aber nicht in den unter-
schiedlichen Verwaltungsformen, sondern vor al-
lem in den demographischen Entwicklungen haben. 
Was das Engagement der Bürger für die Grün-
flächenpflege betrifft, so gab es Hinweise, daß 
Bürger  in  den  Verwaltungsgemeinschaften  eher 
gewillt sind, mit freiwilliger Eigenarbeit Grünflä-
chen zu pflegen, die der Gemeinde gehören, als in 
einer  Einheitsgemeinde.  Entsprechend  wurde  in 
einer Einheitsgemeinde berichtet, daß es ein Ver-
halten der Bewohner dergestalt gäbe, bei der Grün-
flächenpflege  auf  die  Leistung  der  Gemeinde  zu 
warten, anstelle selbst Hand anzulegen. 
Es gibt also – bezogen auf die Fallstudienkom-
munen – Hinweise, daß dort die Mobilisierung eh-
renamtlichen  Engagements  für  die  Aufgaben  der 
kommunalen Daseinsvorsorge (Beispiel der Grün-
flächenpflege)  in  Mitgliedsgemeinden  von  Ver-
waltungsgemeinschaften  leichter  fällt  als  in  Ein-
heitsgemeinden, in denen – teilweise – ein gewis-
ses „Anspruchsdenken“ gegenüber der Gemeinde-
verwaltung sichtbar wurde. 
Ballung der Finanzkraft ist bei jeder 
Verwaltungsform schwierig  
Die aufgrund der theoretischen Überlegungen er-
warteten Vorzüge von Einheitsgemeinden bei der 
Durchführung großer Investitionsvorhaben qua Fi-
nanzkraftballung  im  Vergleich  zu  Verwaltungs-
gemeinschaften traten im Rahmen der Fallstudien 
nur teilweise zutage. 
Gleichwohl gibt es gewisse Hinweise speziell 
für die beiden Transformationsgemeinden, daß mit 
dem  Wechsel  zum  Modell  der  Einheitsgemeinde 
bestimmte  Vorteile  bei  der  Investitionsdurchfüh-
rung verbunden sein können. In einem Fall wurde 
darauf  verwiesen,  daß  die  Einheitsgemeinde-Lö-
sung auch in wirtschaftlich schwächeren Ortschaf-
ten Investitionen ermöglicht, die diese aus eigener 
Kraft unter den Bedingungen der Verwaltungsge-
meinschaft nicht hätten verwirklichen können. In 
der  zweiten  Transformationskommune,  die  eine 
schwierige Haushaltssituation aufweist, ermöglicht 
nach Auskunft der lokalen Akteure das Einheits-
gemeinde-Modell eine bessere Prioritätensetzung. 
Als  Beispiel  wurde  der  innerörtliche  Straßenbau 
genannt. 
Die Fallstudiengespräche in den fünf Verwal-
tungsgemeinschaften haben demgegenüber ergeben, 
daß dort gemeinsame Investitionsvorhaben bislang 
fast überwiegend nicht zustandegekommen sind, 
und  daß  eine  Reihe  von  eigentlich  notwendigen 
Investitionen an mangelnder Finanzkraft der Mit-
gliedsgemeinden scheitern. 
Isoliertes Handeln und ungenutzte Synergie-
effekte in Verwaltungsgemeinschaften 
Die  Fallstudiengespräche  in  Verwaltungsgemein-
schaften  haben  exemplarisch  gezeigt, daß Syner-
giepotentiale ungenutzt bleiben, weil die Kommu-
nen  isoliert  agieren.  Solche  Beispiele  betreffen 
insbesondere die touristische Infrastruktur, die Er-
richtung  und  Nutzung  von  Gewerbegebieten  und 
anderen  wirtschaftsnahen  Infrastruktureinrichtun-
gen sowie die Nutzung von technischem Gerät. 
Die Nichtnutzung von Synergien bzw. das iso-
lierte  Handeln  von  Kommunen  rühren  allerdings 
nicht allein aus dem institutionellen Arrangement 
der Verwaltungsgemeinschaften her. Ein wenig ko-
operatives Verhalten kann, wie einzelne Gespräche 
zeigten, auch daran liegen, daß die „Chemie“ zwi-
schen einzelnen kommunalen Akteuren nicht stimmt. 
Schließlich  kann  der  Umstand,  daß  gemeinsame 
Vorhaben  scheitern,  auch  daran  liegen,  daß  sich 
Gemeinden – trotz Kooperation – finanziell über-
fordert fühlen. Dies wäre ambivalent zu beurteilen. 
Einerseits würde es von der angespannten Finanz-
situation  in  der  betreffenden  Kommune  zeugen. 
Andererseits könnte man darin auch ein Indiz se-
hen,  daß  die  dezentrale  Haushaltswirtschaft  die 
Kommunen stärker als eine zentralisierte Gemein-
deorganisation dazu führt, „mit spitzem Bleistift“ 
zu rechnen und gegebenenfalls auf große Vorha-
ben  zu  verzichten,  an  denen  man  sich  verheben 
könnte. 
Verwaltungsgemeinschaften: Potentiale für 
Engagement und flexibles Reagieren 
Die föderativ organisierten Fallstudienkommunen 
lassen zwar, wie soeben dargestellt, gewisse Effek-
tivitätsmängel im Sinne von unkoordiniertem Han-
deln  erkennen.  Es  gab  aber  auch  Hinweise  auf 
Vorzüge dezentraler Gemeindestrukturen. So wur-
de darauf verwiesen, daß der Bürgermeister in Mit-
gliedsgemeinden eine wichtige Rolle spielt, wenn 
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gagement zu gewinnen. Dies habe auch damit zu 
tun, daß sich die Bürger „ernstgenommen fühlen“. 
Ferner gibt es Hinweise, daß sich Bürger am ehe-
sten  mit  ihrer  Ortschaft  identifizieren  und  bereit 
sind, sich dort zu engagieren, wenn sie auf der de-
zentralen  Ebene  auch  tatsächlich  relevante  Ent-
scheidungen über die Entwicklung ihrer Gemeinde 
treffen können. 
Fazit 
Für die untersuchten Einheitsgemeinden läßt sich 
allgemein sagen, daß sich die dortige zentralistische 
Verwaltungsstruktur in besonderem Maß durch die 
Möglichkeit  auszeichnet,  Einrichtungen  der  Da-
seinsvorsorge räumlich zu konzentrieren (und da-
mit  Effizienzvorteile  zu  realisieren).  Hinzu kom-
men Effizienzvorteile im Bereich der Daseinsvor-
sorge durch gemeinsamen Personaleinsatz und ge-
ringere Transaktionskosten sowie Vorteile aufgrund 
der Finanzkraftballung. Hinsichtlich der untersuch-
ten  Verwaltungsgemeinschaften  deutet  sich  an, 
daß sie aufgrund ihrer föderativen Organisations-
form dazu in der Lage sind, bürgerschaftliches En-
gagement als Ressource für die gemeindliche Auf-
gabenerfüllung zu rekrutieren und flexibel auf ört-
liche  Veränderungen  zu  reagieren.  Der  Wettbe-
werb  zwischen  den  Mitgliedsgemeinden  scheint 
sich weniger im Bereich der Effizienz als vielmehr 
bei  der  Effektivität  der  kommunalen  Leistungs-
erbringung  positiv  niederzuschlagen.  Allerdings 
hängt  die  Realisierung  aller  Vorteile  sowohl  der 
Einheitsgemeinden  als  auch  der  Verwaltungsge-
meinschaften auch von den jeweiligen konkreten 
örtlichen Bedingungen ab, d. h., es gibt hier keinen 
gleichsam automatisch wirkenden Zusammenhang. 
Die  Entscheidung  zwischen  den  beiden  be-
trachteten sachsen-anhaltischen Gemeindestruktur-
modellen hängt davon ab, wie die genannten As-
pekte gewichtet werden sollen. In Anbetracht der 
vor  allem  für  den  ländlich-peripheren  Raum  des 
Landes Sachsen-Anhalt für die Zukunft erwarteten 
zunehmenden  Erosion  der  Bevölkerung  und  der 
absehbaren Abnahme des finanziellen Handlungs-
spielraums  der  Kommunen  spricht  einiges  dafür, 
die  Aspekte  der  räumlichen  Konzentration  von 
kommunalen  Einrichtungen  sowie  des  gemeinsa-
men  Ressourceneinsatzes  mit  einem  hohen  Ge-
wicht zu versehen. Dies spräche dann für eine Ent-
scheidung  zugunsten  der Einheitsgemeinden, wie 
sie  auch  von  der  sachsen-anhaltischen  Landesre-
gierung favorisiert wird. Damit würde dann auf die 
für die untersuchten Kommunen ermittelten Vor-
teile der heutigen Verwaltungsgemeinschaften ver-
zichtet werden müssen. 
Es ist zu bedenken, daß grundsätzlich auch die 
föderativ  organisierten  Kommunen  in  die  Lage 
versetzt werden könnten, die angesprochenen zu-
künftigen  Herausforderungen  zu  bewältigen.  Ge-
meindliche  Einrichtungen  können auch innerhalb 
von  Verwaltungsgemeinschaften  räumlich  kon-
zentriert werden, indem die entsprechenden Kom-
petenzen  auf  die  Ebene  der  Verwaltungsgemein-
schaft übertragen werden. In den sachsen-anhalti-
schen  Verwaltungsgemeinschaften  wurde  aller-
dings bislang nur sehr zögerlich von dieser Mög-
lichkeit Gebrauch gemacht. Zudem stehen verfas-
sungsrechtliche  Schranken  einer  umfangreichen 
Zentralisation innerhalb von Verwaltungsgemein-
schaften  entgegen.73  Vor  diesem  Hintergrund  ist 
dem Gesetzgeber in Sachsen-Anhalt zu empfehlen, 
sich nicht ausschließlich auf die Einführung von 
Einheitsgemeinden zu konzentrieren, sondern sich 
auch nach Alternativen umzuschauen, welche die 
Vorteile  der  zentralistischen  Gemeindeorganisa-
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73  Vgl. hierzu ROSENFELD, M. T. W.; KLUTH, W. et al., 
a. a. O, S. 81 und die dort angegebene Literatur. Auf der 
Ebene  der  Verwaltungsgemeinschaft  gibt  es  in  Sachsen-
Anhalt  lediglich  einen  sogenannten  Verwaltungsgemein-
schaftsausschuß, der nicht direkt von den Bewohnern der 
Verwaltungsgemeinschaft  gewählt  wird.  Damit  fehlt  ihm 
die aus rechtlicher Sicht erforderliche Legitimation für Ent-
scheidungen über wesentliche Aufgaben der örtlichen Ge-
meinschaft. 
74  Im Rahmen der aktuellen Gemeindereformbestrebungen in 
Sachsen-Anhalt  wird  als  eine  solche  Alternative  das 
Modell  der  sogenannten  Verbandsgemeinde  angesehen,  
das seit längerem in Rheinland-Pfalz praktiziert wird. Zu 
den  möglichen  Vorteilen  dieses  Modells  gegenüber  den 
heutigen sachsen-anhaltischen Verwaltungsgemeinschaften 
vgl. ROSENFELD, M. T. W.; KLUTH, W. et al., a. a. O., 
S. 221-224. 